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67/10 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 3a des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur wesentlichen 
Änderung einer Windenergieanlage in Billerbeck

Die Firma SL Windpark Osthellermark GmbH  Co. KG, Voß-
brinkstr. 124, 45964 Gladbeck, hat mit Datum 26.03.2010 
einen Antrag zur wesentlichen Änderung einer Windenergie-
anlage auf dem Grundstück in Billerbeck, Gemarkung: Biller-
beck-Kirchspiel, Flur: 28, Flurstücke: 105, 165, vorgelegt. 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Be-
trieb einer genehmigten Windkraftanlage mit einer erhöhten 
Nennleistung von 2300 kW. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften. 

Für das Vorhaben ist gemäß § 3a–c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen, wenn eine überschlägige 
standortbezogene Vorprüfung durch die Genehmigungs-

behörde ergibt, dass erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind.

Es wurde ein Vorprüfungsverfahren (Screening) zur Feststel-
lung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsunter-
suchung durchgeführt. Im Rahmen dieses Verfahrens wurde 
festgestellt, dass es einer weiteren Umweltverträglichkeits-
prüfung als unselbständiger Teil des Genehmigungsverfah-
rens nicht bedarf, da u.a. erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a UVPG in ent-
sprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz 1 des BIm-
SchG bekannt gemacht und ist nicht selbstständig anfecht-
bar.

Coesfeld, 03.05.2010

Kreis Coesfeld 
Der Landrat		
Im Auftrag
gez. Sentis
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68/10 – Kreis Coesfeld

Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung 
der 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Zweck-
verbandes Studieninstitut für kommunale Verwaltung 
Westfalen-Lippe

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Studien-
institut für kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe hat in ih-
rer Sitzung am 01. März 2010 die 1. Satzung zur Änderung 
der Satzung des Zweckverbandes Studieninstitut für kom-
munale Verwaltung Westfalen-Lippe beschlossen.

Die Änderungssatzung wurde im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Detmold Nr. 12 vom 22.03.2010, auf den Seiten 
69-70 (ABl. Reg. Dt. 2010, S. 69/70) bekannt gemacht.

Gemäß § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit wird auf die Veröffentlichung hingewiesen.

Coesfeld, 03.05.2010

Kreis Coesfeld
Der Landrat
gez. Püning

69/10 – Kreis Borken

Tagesordnung der Sitzung des Kreiswahlausschusses 
für den Wahlkreis 79 (Coesfeld I – Borken III) für die 
Wahl zum Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen am 
9. Mai 2010

Der Kreiswahlausschuss für die Landtagswahl für den Wahl-
kreis 79 (Coesfeld I - Borken III) tritt am

Montag, den 17. Mai 2010, 9:45 Uhr, 

im Kreishaus Borken
Kleiner Sitzungssaal (Raum 2182)
Burloer Straße 93
46325 Borken

zu einer Sitzung zusammen.

Tagesordnung:

Feststellung des Ergebnisses der Landtagswahl am 
09.05.2010 für den Wahlkreis 79 (Coesfeld I - Borken III) 

Die Sitzung ist öffentlich. Jedermann hat Zutritt zu der Sit-
zung.

Borken, 30. April 2010

Kreis Borken
Der Kreiswahlleiter für die Landtagswahl 2010
gez. Dr. Kai Zwicker 

70/10 – Stadt Dülmen

Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushalts-
satzung der Stadt Dülmen für das Haushaltsjahr 2010

1.	 Haushaltssatzung der Stadt Dülmen für das Haushalts-
jahr 2010

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV 
NRW 2023), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Schaf-
fung von mehr Transparenz in öffentlichen Unternehmen 
im Lande Nordrhein-Westfalen (Transparenzgesetz) vom 
17. Dezember 2009 (GV.NRW S. 950), hat die Stadtverord-
netenversammlung der Stadt Dülmen mit Beschluss vom 
25.03.2010 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird

im Ergebnisplan mit
	 Gesamtbetrag der Erträge auf	 76.113.542 EUR
	 Gesamtbetrag der Aufwendungen 
	 auf		 87.170.823 EUR

im Finanzplan mit
	 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
	 laufender Verwaltungstätigkeit auf	 70.997.489 EUR
	 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
	 laufender Verwaltungstätigkeit auf	 78.112.528 EUR
	 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
	 laufender Investitionstätigkeit und 
	 der Finanzierungstätigkeit auf	 17.775.423 EUR
	 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
	 laufender Investitionstätigkeit und 
	 der Finanzierungstätigkeit auf	 10.660.384 EUR

festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haus-
haltsjahr 2010 zur Finanzierung von Investitionen erforder-
lich ist, wird auf

2.612.990 EUR
festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf

3.190.850 EUR
festgesetzt.

§ 4

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des 
Ergebnisplans wird auf

9.596.307 EUR

und
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die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf

1.460.974 EUR
festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf

12.000.000 EUR
festgesetzt.

§ 6

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2010 wie folgt festgesetzt: 

1.	 Grundsteuer
1.1	für die land- und forstwirtschaftlichen
	 Betriebe (Grundsteuer A) auf	 214 v. H.
1.2	für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf	400 v. H.

2.	 Gewerbesteuer	 420 v. H.

§ 7

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushalts-
ausgleich im Jahre 2015 wieder hergestellt. Die dafür im 
Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungs-
maßnahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplans 
umzusetzen.

§ 8

1. a)	 Nach § 83 Abs. 2 GO NRW gelten als erhebliche über- 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Ausgaben 
Beträge über 25.000,00 EUR, als geringfügige über- 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Ausgaben 
Beträge bis 2.500,00 EUR.

	 Als unerheblich und geringfügig gelten gleichzeitig 
über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-
gaben, die sich auf innere Verrechnungen beziehen.

b) 	 Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen zur Leistung von Auszahlungen gelten im 
Sinne von § 85 Abs. 1 S. 2 i.V.m. § 83 Abs. 2 GO NRW 
als erheblich, wenn sie den Betrag von 50.000,00 EUR 
überschreiten.

2. a)	 Auf Planstellen/Stellen ohne Aufwand (Leerstellen) 
können Beschäftigte geführt werden, wenn und sobald 
sie langfristig vom Dienst freigestellt sind und keine 
Bezüge mehr erhalten. Sobald die Freistellung been-
det ist, sind die Beschäftigten auf freien oder freigewor-
denen Planstellen/Stellen (mit Aufwand) zu führen. Für 
den Fall, dass bei Beendigung der Freistellung keine 
entsprechende Planstelle/Stelle zur Verfügung steht, 
wird die Bürgermeisterin hiermit ermächtigt, Beschäf-
tigte vorübergehend auf Leerstellen weiter zu führen, 
und zwar solange, bis eine entsprechende Planstelle/
Stelle zur Verfügung steht. Die hiernach in Anspruch 
genommene Leerstelle gilt für die Dauer der vorüber-
gehenden Besetzung als eingerichtete Planstelle/Stel-
le mit Bezügeaufwand, die Bewertung entspricht der 
von dem Beschäftigten erreichten Gruppe.

	 Bei der Freistellung im Rahmen der Altersteilzeit und 
bei Personalgestellung bzw. langfristiger Abordnung 
gegen Erstattung des vollen Aufwandes kann entspre-
chend verfahren werden.

b)	 Soweit frei werdende Stellen sowohl von Beamten als 
auch tariflich Beschäftigten verwaltet werden können, 

dürfen Beamtenstellen mit vergleichbaren tariflich Be-
schäftigten und Stellen für tariflich Beschäftigte mit 
vergleichbaren Beamten besetzt werden.

§ 9

Die Bewirtschaftungsregeln sind mit ihren haushaltsrecht-
lichen Auswirkungen Bestandteil dieser Haushaltssatzung.

Dülmen, den 25.03.2010		

Stadt Dülmen
gez. Stremlau	 gez. Heilken
Bürgermeisterin	 Schriftführer

Anlage zu § 9 der Haushaltssatzung 2010 der Stadt Dül-
men

Bewirtschaftungsregeln

Im Rahmen der Bestimmungen der Verordnung über das 
Haushaltswesen der Gemeinden im Land Nordrhein-West-
falen (Gemeindehaushaltsverordnung NRW – GemHVO 
NRW) werden folgende Regelungen zur flexiblen Bewirt-
schaftung der Erträge und Aufwendungen sowie der Einzah-
lungen und Auszahlungen getroffen:

Budgetbildung

Gem. § 21 Abs. 1 GemHVO NRW werden zur eigenverant-
wortlichen Bewirtschaftung folgende Budgets bzw. Unter-
budgets gebildet:

·	 Budget Gemeindeorgane und Stabsstellen
·	 Budget Zentrale Dienste
·	 Budget Wirtschaftsförderung
·	 Budget Finanzen
·	 Sonderbereich Allgemeine Finanzierungsmittel
·	 Unterbudget Schule
·	 Unterbudget Sport
·	 Unterbudget Kultur
·	 Unterbudget Musikschule
·	 Unterbudget Volkshochschule
·	 Unterbudget Sicherheit und Ordnung, Recht
·	 Unterbudget Rettungsdienst
·	 Unterbudget Marktwesen
·	 Budget Jugend und Familie
·	 Budget Arbeit, Soziales und Senioren
·	 Budget Stadtentwicklung
·	 Budget Bauaufsicht
·	 Budget Hochbau/Gebäudeunterhaltung
·	 Budget Umwelt- und Klimaschutz
·	 Budget Tiefbau, Entsorgung, Verkehr, 
	 Abwasserbeseitigung
·	 Budget Baubetriebshof

In den Budgets und, soweit Unterbudgets gebildet wurden, 
in den Unterbudgets ist die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. Dies gilt auch für Einzahlungen und Auszahlungen 
für Investitionen.

Mehrerträge/Mindererträge, Mehreinzahlungen/Minder-
einzahlungen für Investitionen

Es wird gem. § 21 Abs. 2 GemHVO bestimmt, dass nicht 
zweckgebundene zahlungswirksame Mehrerträge innerhalb 
eines Budgets bzw. eines Unterbudgets die zahlungswirk-
samen Aufwandsermächtigungen erhöhen. Zahlungswirk-
same Mindererträge verringern die zahlungswirksamen Auf-
wandsermächtigungen des Budgets bzw. des Unterbudgets 
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entsprechend. Gleiches gilt hinsichtlich Mehr- und Minder-
einzahlungen für Investitionen.

Deckungsfähigkeit

Innerhalb der gebildeten Budgets bzw. Unterbudgets wer-
den alle zahlungswirksamen Aufwendungen für laufende 
Verwaltungstätigkeit für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Ausgenommen sind hiervon Aufwendungen, denen zweck-
gebundene Erträge gegenüberstehen, Aufwendungen für 
Festwertbeschaffungen und die Verfügungsmittel der Bür-
germeisterin. Einsparungen bei nicht zahlungswirksamen 
Aufwendungen können nicht zur Deckung von zahlungs-
wirksamen Mehraufwendungen herangezogen werden. 
Ebenfalls gegenseitig deckungsfähig innerhalb der gebil-
deten Budgets bzw. Unterbudgets sind die Auszahlungser-
mächtigungen für Investitionen.

Die zahlungswirksamen Aufwendungen für laufende Ver-
waltungstätigkeit werden innerhalb der Budgets bzw. Un-
terbudgets für einseitig deckungsfähig zugunsten der Aus-
zahlungen für Investitionen erklärt. Zur Inanspruchnahme 
der einseitigen Deckungsfähigkeit ist eine Zustimmung des 
Fachbereichs Finanzen erforderlich.

2.	 Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 
5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwaltungs-
behörde in Coesfeld mit Schreiben vom 30.03.2010 ange-
zeigt worden. 

Die nach § 75 Abs. 4 GO NRW erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der Rücklage sowie die nach § 76 GO 
NRW erforderliche Genehmigung des Haushaltssicherungs-
konzeptes sind vom Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Coesfeld mit Verfügung vom 03.05.2010 
-Az.: 15 20 00- erteilt worden.

Der Haushaltsplan 2010 und das Haushaltssicherungskon-
zept liegen ab dem Zeitpunkt dieser Bekanntmachung bis 
zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2010 gem. 
§ 96 Abs. 2 GO NRW beim Fachbereich „Zentrale Dienste/
Finanzen“, Markt 1-3, Zimmer 80, 48249 Dülmen, während 
der allgemeinen Öffnungszeiten (montags bis freitags von 
08.30 Uhr bis 12.00 Uhr, außerdem montags von 14.00 Uhr 
bis 16.00 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 18.00 
Uhr) bzw. beim Fachbereich „Bürgerdienste, Sicherheit und 
Ordnung“, Markt 1 - 3, Bürgerbüro, 48249 Dülmen, während 
der Öffnungszeiten (montags bis freitags von 08.00 Uhr bis 
18.00 Uhr), zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

	
b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden,
	
c)	 die Bürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder
	

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Dülmen, den 06.05.2010

Stadt Dülmen
Die Bürgermeisterin
gez. Stremlau

71/10 – Stadt Dülmen

4. Änderungsbeschluss der Bezirksregierung Münster 
zur Flurbereinigung Groß-Reken 

Die Bezirksregierung Münster als Flurbereinigungsbehörde 
hat beschlossen:

1.	 Das durch den Flurbereinigungsbeschluss vom 
04.12.2007 festgestellte und durch Änderungsbeschlüs-
se vom 16.06.2009, 07.08.2009 und 02.11.2009 geän-
derte Flurbereinigungsgebiet wird gem. § 8 Abs. 1 des 
Flurbereinigungsgesetzes - FlurbG - in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16.03. 1976 (BGBl. I S. 546), in 
der derzeit gültigen Fassung, wie folgt geändert:

	 Aus dem Flurbereinigungsverfahren werden die nachfol-
gend aufgeführten Grundstücke ausgeschlossen und 
insoweit die Anordnung der Flurbereinigung aufgeho-
ben:

Regierungsbezirk Münster, Kreis Borken, Gemeinde 
Groß Reken

Gemarkung: Flur: Flurstück:
Groß Reken 21 131, 132
Groß Reken 22 148
Groß Reken 25 509, 887
Groß Reken 29 4, 8, 15, 16, 29, 31, 32, 37, 

38, 645, 654, 729, 1007, 
1035, 1037

Regierungsbezirk Münster, Kreis Coesfeld, Stadt 
Coesfeld

Gemarkung: Flur: Flurstück:
Coesfeld Kspl. 7 1, 14

Zum Flurbereinigungsgebiet werden die nachfolgend 
aufgeführten Grundstücke zugezogen und auch insoweit 
die Flurbereinigung angeordnet:

Regierungsbezirk Münster, Kreis Borken, Gemeinde 
Groß Reken

Gemarkung: Flur: Flurstück:
Groß Reken 11 183, 185, 186, 202, 215, 

218, 247
Groß Reken 12 62-65, 68, 70, 92, 

176 - 182
Groß Reken 13 307
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Groß Reken 15 130, 137, 149, 157
Groß Reken 16 64, 65, 71 - 74
Groß Reken 17 39, 45, 51, 52
Groß Reken 18 27
Groß Reken 19 7 - 13, 73, 75, 79, 81 - 83, 

87 - 89, 92 - 96, 98 - 101, 
109, 110

Groß Reken 21 144 - 147
Groß Reken 22 198, 211
Groß Reken 25 840, 842, 843, 875, 

914 – 916, 919, 920 – 926, 
941 - 944

Groß Reken 26 95
Groß Reken 28 10, 84
Groß Reken 29 51, 731, 1030, 1031, 1034, 

1038 - 1040

Hülsten 5 32, 99
Hülsten 8 151
Hülsten 11 5
Hülsten 17 17

Regierungsbezirk Münster, Kreis Borken, Stadt Ge-
scher

Gemarkung: Flur: Flurstück:
Tungerloh 
Pröbsting

15 436

Regierungsbezirk Münster, Kreis Coesfeld, Stadt 
Coesfeld

Gemarkung: Flur: Flurstück:
Coesfeld 
Kirchspiel

6 303, 317, 434 - 440, 442

Coesfeld 
Kirchspiel

58 4, 12 – 15, 27, 32

Coesfeld 
Kirchspiel

67 15 – 21

Lette 21 199
Lette 27 16
Lette 33 14, 15, 17, 19
Lette 34 25, 26
Lette 35 1, 3 – 29, 34, 35, 52, 53, 

59, 60, 70, 72 – 75, 79
Lette 36 2, 24 – 39, 

Regierungsbezirk Münster, Kreis Coesfeld, Stadt 
Dülmen

Gemarkung: Flur: Flurstück:
Merfeld 1 21, 29 – 31, 33, 34, 39, 

42 - 45
Merfeld 4 28

	

	 Ausgeschlossene Fläche = 26, 31 72  ha  	
Zugezogene Fläche = 256, 70 58  ha

	 Die zugezogenen Grundstücke sind auf der als Anlage 
zu diesem Beschluss genommenen Übersichtskarte dar-
gestellt. 

	 Das Flurbereinigungsgebiet hat jetzt eine Größe von ca. 
2433,7162 ha.

2.	 Die Eigentümer der zugezogenen Grundstücke werden 
Teilnehmer der durch den Einleitungsbeschluss vom 
04.12.2007 gebildeten Teilnehmergemeinschaft der 
Flurbereinigung Groß-Reken mit dem Sitz in Reken. 
Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 16 
FlurbG).

3.	 Von der Zustellung dieses Beschlusses an gelten auch 
für das in diesem Beschluss aufgeführte Flurstück fol-
gende zeitweilige Einschränkungen, die bis zur Unan-
fechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes wirksam sind.

4.	 In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zu-
stimmung der Flurbereinigungsbehörde nur Änderungen 
vorgenommen werden, die zum ordnungsmäßigen Wirt-
schaftsbetrieb gehören (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG).

5.	 Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedigungen, Hangter-
rassen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zustimmung 
der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, we-
sentlich verändert oder beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 
2 FlurbG).

6.	 Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, 
Feld- und Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, so-
weit landeskulturelle Belange, insbesondere des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt 
werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 
beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 3 FlurbG).

7.	 Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsge-
mäßen Bewirtschaftung übersteigen, bedürfen der 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde (§ 85 Nr. 5 
FlurbG).

8.	 Sind entgegen der Anordnung zu 5. und 6. Änderungen 
vorgenommen oder Anlagen errichtet oder beseitigt wor-
den, so können sie im Flurbereinigungsverfahren unbe-
rücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann 
den früheren Zustand gem. § 137 FlurbG wieder herstel-
len lassen, wenn dieses der Flurbereinigung dienlich ist 
(§ 34 Abs. 2 FlurbG). Sind Eingriffe entgegen der Anord-
nung zu 7. vorgenommen worden, so muss die Flurbe-
reinigungsbehörde Ersatzpflanzungen auf Kosten der 
Beteiligten anordnen (§ 34 Abs. 3 FlurbG).

	 Sind Holzeinschläge entgegen der Anordnung zu 8. vor-
genommen worden, so kann die Flurbereinigungsbehör-
de anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die 
abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen 
der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in 
Bestand zu bringen hat (§ 85 Nr. 6 FlurbG).

9.	 Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen zu Ziffer 6., 
7. und 8. dieses Beschlusses sind Ordnungswidrigkeiten 
und können mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro für den 
einzelnen Fall geahndet werden (§ 154 FlurbG, §§ 1 und 
17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten - OWiG - 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.02.1987 
- (BGBl. I S. 602), in der derzeit gültigen Fassung. Unter 
Umständen kann auch eine höhere Geldbuße auferlegt 
werden (§ 17 Abs. 4 OWiG). Außerdem können Gegen-
stände eingezogen werden, auf die sich die Ordnungs-
widrigkeit bezieht (§ 154 Abs. 3 FlurbG).

	 Die Bußgeldbestimmungen nach anderen Gesetzen 
bleiben unberührt.
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Gründe

Die Voraussetzungen für die Änderung des Flurbereini-
gungsgebietes liegen vor. Die neue Abgrenzung entspricht 
dem Zweck des Verfahrens und ergibt sich aus den örtlichen 
Gegebenheiten.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss ist die Klage bei dem 

Oberverwaltungsgericht für das
Land Nordrhein-Westfalen
- 9. Senat - (Flurbereinigungsgericht)
in 48143 Münster , Aegidiikirchplatz 5

statthaft.

Sie ist gegen die Bezirksregierung Münster - Flurbereini-
gungsbehörde -, Leisweg 12, 48653 Coesfeld, zu richten 
und muss innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Beschlusses bei dem Gericht eingegangen sein. Es wird 
empfohlen, der Klageschrift zwei Durchschriften beizufügen

Coesfeld, 04. Mai 2010

Bezirksregierung Münster
- Flurbereinigungsbehörde –
48653 Coesfeld
Im Auftrag	
gez. Bix

72/10 – Sparkasse Westmünsterland

Aufgebote und Kraftloserklärung von Sparurkunden der 
Sparkasse Westmünsterland

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 336102207 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 04.08.2010 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 04.05.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 301015657 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 06.08.2010 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die  Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 06.05.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 301088225 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 06.08.2010 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 06.05.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 335263679 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 06.08.2010 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 06.05.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand
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Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 335840351 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 06.08.2010 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 06.05.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 351026166 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 06.08.2010 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 06.05.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 335924379 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 10.08.2010 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 10.05.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Rechtsnachfol-
ger der Kreissparkasse Borken und der Sparkasse Coesfeld 
mit Sitz in Ahaus und Dülmen, erklärt die Sparurkunde mit 
der Nummer 451011720 hiermit für kraftlos.

Ahaus / Dülmen, den 30.04.2010

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand
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